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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1948 Ausgegeben am 4. Dezember 1948 49. Stück

2 3 7 . Verordnung: Genehmigungspflicht von Unternehmungen zur fabriksmäßigen (industriellen) Erzeugung.
2 3 8 . Verordnung: Hausratverordnung.

2 3 7 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 7. Ok-
tober 1948, betreffend die Genehmigungs-
pflicht von Unternehmungen zur fabriks-

mäßigen (industriellen) Erzeugung.
Auf Grund des § 19 des Bundesgesetzes vom

4. Februar 1948, B. G. Bl. Nr. 56, über die Re-
gelung der Erzeugung und Verteilung lebens-
wichtiger Bedarfsgüter (Warenverkehrsgesetz
1948) wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Vermögenssicherung und Wirt-
schaftsplanung, für Volksernährung und für
soziale Verwaltung, verordnet:

§ 1. Die Errichtung neuer fabriksmäßiger (in-
dustrieller) Unternehmungen der nachstehend
bezeichneten Arten bedarf der Genehmigung des
Bundesministeriums für Handel und Wieder-
aufbau :

I. aus der Gruppe der Lederindustrie und
lederverarbeitenden Industrie die Unter-
nehmungen der

1. ledererzeugenden Industrie und
2. Schuhindustrie;

II. aus der Gruppe der Textilindustrie die
Unternehmungen der

1. Baumwollspinnerei,
2. Kammgarnspinnerei,
3. Rastfasernspinnerei,
4. Baumwollweberei,
5. Wollweberei,
6. Handelswollreißerei,
7. Bastfasernweberei,
8. Strickerei und Wirkerei mit Ausnahme

der Cottonwirkerei,
9. Filz- und Filztucherzeugung,

10. Teppich- und Möbelstoffindustrie,
11. Spitzen-, Gardinen- und Stickerei-

industrie,
12. Schaft- und Glattweberei der Seiden-

industrie,
13. Veredlungsindustrie mit Ausnahme der

Stranggarnbleicherei für Baumwolle
und Leinen sowie der Färberei von
losen Spinnmaterialien in Kammgarn-
und Streichgarnspinnereien,

14. Strick-, Häkelgarn- und Nähfadener-
zeugung,

15. Band- und Flechtwaren-, Gummiweb-
waren- und Posamentenindustrie,

16. Watte- und Verbandstoffindustrie;

III. die Unternehmungen der Bekleidungs-
industrie;

IV. die Unternehmungen der Zellulose- und
Papierindustrie;

V. aus der Gruppe der Eisenindustrie die
Hammerwerke;

VI. aus der Gruppe der Elektroindustrie die
Unternehmungen

1. zur Herstellung elektromedizinischer
Geräte,

2. der Radioapparateerzeugung und
3. Kabel- und Leitungsmaterialerzeugung;

VII. aus der Gruppe der Nahrungsmittelin-
dustrie die Unternehmungen der

1. Speiseöl- und Fettindustrie und
2. Preßhefeindustrie;

VIII. aus der Gruppe der chemischen Industrie
die Unternehmungen der
1. Dachpappenindustrie,
2. Kunststoffpresserei und Spritzereiin-

dustrie,
3. Zündholzindustrie,
4. pharmazeutischen industrie (Erzeu-

gungsunternehmungen auf Grund einer
Konzession nach § 15, Punkt 14, Ge-
werbeordnung),

5. Erdfarben- und chemischen Farben-
industrie,

6. Seifen- und Waschmittelindustrie,
7. Kristalbodenerzeugung,
8. Wasserglaserzeugung,
9. harzverarbeitenden Industrie,

10. stärke-, sirup- und dextrinerzeugen-
den Industrie,

11. kosmetischen Industrie,
12. Edelmetallaffinerien;

IX. die Unternehmungen der Glas- und Glas-
warenindustrie.

§ 2. Der Genehmigungspflicht (§ 1) unterliegt
auch die Erweiterung bestehender Unternehmun-
gen der im § 1 genannten Arten sowie die Auf-
nahme der fabriksmäßigen (industriellen) Her-
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stellung von Erzeugnissen soldier Unterneh-
mungen in bestehenden Unternehmungen an-
derer Erzeugungsrichtung.

§ 3. (1) Ansuchen um Erteilung der Geneh-
migung nach § 1 sind bei der nach dem Stand-
orte des Unternehmens zuständigen Landes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft einzu-
reichen.

(2) Das Ansuchen hat alle zur Beurteilung der
wirtschaftlichen Bedeutung des Vorhabens erfor-
derlichen Angaben, insbesondere alle Unterlagen
zu enthalten, durch- die der Nachweis erbracht
wird, daß die zur Errichtung und zum Betrieb
des Unternehmens erforderlichen finanziellen
Mittel, Betriebsräumlichkeiten und Betriebsein-
richtungen, Roh- und Hilfsstoffe und Arbeits-
kräfte zur Verfügung stehen.

§ 4. (1) Die Landeskammer der gewerblichen
Wirtschaft hat das Ansuchen binnen vier Wochen
nach seinem Einlangen unter Anschluß aller
Unterlagen und ihres Gutachtens an den zu-
ständigen Landeshauptmann weiterzuleiten, der
das Ansuchen mit seinem Antrag dem Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau vor-
legt.

(2) Im Zweifel, ob ein Unternehmen fabriks-
mäßig ist, wird nach den gewerberechtlichen Vor-
schriften entschieden.

§ 5. Über das Ansuchen entscheidet das Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Vermögenssicherung und Wirtschaftsplanung
und den sonstigen sachlich zuständigen Bundes-
ministerien.

§ 6. Diese Verordnung tritt am. 30. Juni 1949
außer Kraft.

Kolb

2 3 8 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau mit Zustim-
mung des Hauptausschusses des National-
rates vom 27. Oktober 1948, betreffend die
Durchführung der Gewährung von Fonds-
hilfe für den Ersatz des zerstörten Hausrates

(Hausratverordnung).
Auf Grund des § 15, Abs. (8), des Bundes-

gesetzes vom .16. Juni 1948, B . G . B l . N r . 130,
betreffend die Wiederherstellung der durch
Kriegseinwirkung beschädigten oder zerstörten
Wohnhäuser und den Ersatz des zerstörten H a u s -
rates (Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz) wird mit
Zustimmung des Hauptausschusses des Nat iona l -
rates verordnet :

§ 1. Zur Finanzierung eines Ersatzes der durch
Kriegseinwirkung zerstörten Möbel sowie der
z u r Führung des Haushaltes erforderlichen
Gerätschaften k a n n vom Wohnhaus-Wiederauf-
bau fonds nach Maßgabe der vorhandenen Mittel
Fondshilfe gewährt werden.

§ 2. (1) Fondshilfe nach § 1 darf n u r physi-
schen Personen gewährt werden, deren Hausra t
innerhalb des Bundesgebietes durch Kriegsein-
wirkung zerstört wurde und denen wenigstens
ein Wohnraum z u r Verfügung steht, der mit den
mit Fondshilfe ersetzten Möbeln und Gerä t -
schaften (§ 1) ausgestattet werden kann.

(2) Ausnahmsweise kann auch für außerhalb
des Bundesgebietes zerstörten Hausra t ( § 1 ) öster-
reichischen Staatsbürgern, die im Bundesgebiet
ihren ordentlichen Wohnsi tz u n d wenigstens
einen W o h n r a u m zur Verfügung haben, Fonds-
hilfe gewähr t werden, wenn sie die österreichische
Staatsbürgerschaft am 12. März 1938 besessen
und den Hausra t nach dem 1. Juni 1938 vom
Bundesgebiet in das Ausland verbracht haben.

(3) Der Hausra t gilt auch d a n n als zerstört,
wenn saine Wiederherstellung technisch einer
Neuherstel lung gleichkommt oder wirtschaftlich
nicht mehr ver t re tbar ist.

(4) Die Zers tö rung durch Kriegseinwirkung ist
mittels Fliegerscheines nachzuweisen oder sonst
glaubhaft zu machen.

§ 3. Als Fondshilfe werden unverzinsliche
Darlehen gegeben. Die H ö h e des Darlehens
richtet sich nach den Kosten des Ersatzes der
zerstörten Möbel und Gerätschaften, darf aber
10.000 S nicht übersteigen. Ein 5000 S über-
steigendes Darlehen darf nur Personen gewährt
werden, denen nach Abzug des Tilgungsbetrages,
der für das in Anspruch genommene Darleihen zu
leisten ist, das gesetzlich festgesetzte Mindest-
einkommen (Existenzminimum) verbleibt.

§ 4. (1) Das Darlehen wird in Form eines
Kreditbriefes gewähr t , der zu Einkäufen bis zu
der im Kreditbrief angegebenen Gesamthöhe bei
den Gewerbetreibenden (Lieferfirmen) berechtigt,
die zur Erzeugung oder zum Hande l hinsichtlich
der unter die Best immungen des. § 1 fallenden
Waren befugt sind.

(2) V o r Übergabe des Kreditbriefes ist vom
Darlehensnehmer ein Schuldschein u n t e r Be-
n ü t z u n g de r amtlich aufgelegten Drucksor te
ordnungsgemäß zu errichten. Der Kreditbrief ist
n u r gegen Übergabe des Schuldscheines und bei
unselbständig erwerbstätigen Darlehensnehmern
überdies gegen Übergabe der Zustimmungs-
erklärung zum Lohn(Gehalts)abzug [§ 11 ,
Abs. (3)] auszufolgen.

(3) Der Kreditbrief h a t eine Laufzeit von vier
Monaten, gerechnet vom Zeitpunkt der Aus-
stellung. Lieferungen nach Ablauf dieser Frist
werden vom Fonds nicht vergütet.

§ 5. Lieferfirmen [§ 4, Abs. (1)], die bereit
sind, Kreditbriefe zu den Bedingungen dieser
Verordnung entgegenzunehmen, haben dies durch
Aushang oder Anschlag an einer von außen
leicht sichtbaren Stelle ihrer Betriebs- oder Ver-
kaufsstätte kenntlich zu machen.
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§ 6. Die Lieferfirma hat in der vorbezeichneten
Spalte des Kreditbriefes die Einkaufssumme und
den nach Abzug derselben verbleibenden Kredit-
rest mit Tinte einzutragen und diese Eintragun-
gen unter Beifügung ihres Firmenstempels zu
bestätigen. Gleichzeitig hat der Darlehensnehmer
mittels eines gesonderten Formblattes der Liefer-
firma die Einkaufssumme zu bestätigen. Die
Lieferfirma reicht das bestätigte Formblatt
(Leistungsbestätigung) bei der im § 7 bezeich-
neten Stelle zum Inkasso ein.

§ 7. Zur Flüssigmachung der in den Leistungs-
bestätigungen ausgewiesenen Kaufsummen an die
Lieferfirmen sowie zum Inkasso der Rück-
zahlungsraten des Darlehensnehmers bedient sich
der Fonds eines Inkassovereines, dem die Liefer-
firmen [§ 4, Abs. (1), und § 5] als unterstützende
Mitglieder angehören. Die Mittel zur Bestreitung
der Vereinstätigkeit werden aus Zahlungsrabatten
der Lieferfirmen aufgebracht.

§ 8. Über den Anspruch aus dem Kreditbrief
kann weder durch Abtretung, Anweisung oder
Verpfändung noch auf irgendeine andere Weise
unter Lebenden verfügt werden. Dieser Anspruch
kann auch nicht von Dritten in Exekution ge-
zogen werden.

§ 9. (1) Das Ansuchen um Gewährung eines
Darlehens nach § 1 ist unter Benützung der
amtlich aufgelegten Drucksorte bei der Bezirks-
hauptmannschaft (in Städten mit eigenem Statut
beim Magistrat) einzubringen, in deren Gebiet
der Gesuchsteller zur Zeit der Gesucheinbringung
seinen Wohnsitz hat. Das Ansuchen hat zu ent-
halten:

a) Name, Alter, Beruf, Einkommen, Wohn-
ort und Staatsbürgerschaft des Gesuch-
stellers,

b) Ort, Zeitpunkt und Art der Kriegsein-
wirkung, durch die die Zerstörung bewirkt
wurde,

c) Zahl und Art der zerstörten Möbel und!
Hausratsgegenstände, für deren Ersatz das
Darlehen begehrt wird,

d) Name, Alter, Familienverhältnisse und
Einkommen der im gemeinsamen Haushalt
des Gesuchstellers lebenden Personen,

e) Höhe des angesuchten Darlehens.
(2) Die Gesuchsangaben sind von der Bezirks-

hauptmannschaft (Magistrat) in geeigneter Weise
zu überprüfen. Bei Ansuchen um Gewährung von
Darlehen über 5000 S hat sich die Prüfung auch
auf die im § 3, letzter Satz, ausgesprochene Vor-
aussetzung hinsichtlich des Mindesteinkommens
zu erstrecken. Nach durchgeführter Prüfung ist
das Ansuchen mit einem Antrag im Wege des
Landeshauptmannes an das Bundesministerium
für Handel und Wiederaufbau vorzulegen. Über
das Ansuchen entscheidet der Bundesminister für
Handel und Wiederaufbau nach Anhörung der
Kommission für den Wohnhaus-Wiederaufbau.

§ 10. Der Darlehensnehmer hat jede Änderung
seines Wohnortes und Arbeitsplatzes unverzüglich
dem Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau — Wohnhaus-Wiederaufbaufonds-Ver-
waltung — bekanntzugeben.

§ 11. (1) Die Rückzahlung der Darlehen hat
bei selbständig Erwerbstätigen und bei jenen
unselbständig Erwerbstätigen, die ihren Lohn,
Gehalt, Ruhegenuß oder ihre Rente monatlich
erhalten, grundsätzlich in 100 gleichbleibenden
Monatsraten zu erfolgen, bei unselbständig Er-
werbstätigen, die ihren Lohn wöchentlich erhal-
ten, in so vielen Wochenraten, als zur gänzlichen
Tilgung des Darlehens im gleichen Zeitraume
notwendig ist. Diese Tilgungsdauer kann bei
einem Monatsnettoeinkommen von mehr als
500 S bis 700 S auf 120 Monate, von mehr als
400 S bis 500 S auf 150 Monate und bis 400 S
auf 180 Monate erstreckt werden; außerdem
kann bei einem Monatsnettoeinkommen von mehr
als 400 S bis höchstens 1500 S für jedes im Zeit-
punkt des Ansuchens im gemeinsamen Haushalt
lebende Kind, für das der Haushaltungsvorstand
zum Bezuge der staatlichen Kinderbeihilfe be-
rechtigt ist, die Tilgungsdauer um je 12 Monate,
jedoch höchstens bis zu 180 Monaten der Gesamt-
tilgungsdauer verlängert werden. Die Höhe der
einzelnen Tilgungsraten ist im Kreditbriefe an-
zugeben.

(2) Die Rückzahlungspflicht entsteht mit der
Ausfolgung des Kreditbriefes; die erste Tilgungs-
rate ist bei Monatsraten am 1. des folgenden
Monats, bei Wochenraten bei der nächsten
Wochenlohnauszahlung, gerechnet vom Tage des
Entstehens der Rückzahlungspflicht, fällig.

(3) Der unselbständig erwerbstätige Darlehens-
nehmer hat in einer schriftlichen Erklärung auf
der amtlich aufgelegten Drucksorte seine Zustim-
mung zu erklären, daß sein jeweiliger Dienst-
oder Arbeitsgeber (anweisende Stelle bei Ruhe-
genuß oder Rente) die Tilgungsraten von seinen
Bezügen oder von seinem Lohn in Abzug bringt
und direkt bis zum 10. des Nachmonates an die
Fondsverwaltung abführt.

(4) Werden aus irgendwelchen Gründen Abzug
und Abfuhr der Tilgungsraten durch den Dienst-
geber oder die anweisende Stelle nicht zeitgerecht
durchgeführt, so hat der Darlehensnehmer selbst
auf schriftliche Aufforderung der Fondsverwal-
tung die Darlehensraten zu leisten.

(5) Der selbständige Erwerbstätige hat selbst für
pünktliche Absendung der Tilgungsraten an den
Fälligkeitsterminen [Abs. (1) und (2)] zu sorgen.

§ 12. Dem Darlehensnehmer ist es jederzeit ge-
stattet, zur früheren Abdeckung seiner Schuld
höhere Tilgungsbeträge auch in unregelmäßiger
Höhe zu leisten, sowie das Darlehen am 1. eines
jeden Monates für den nächsten Monatsersten
mittels eingeschriebenen Briefes zu kündigen.
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